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Legistik
Eisen- und Stahlindustrie reglementiert
Der BMLFUW plant, die Eisen- und Stahlindustrie per V hinsicht-
lich deren Emissionen von luftverunreinigenden Stoffen zu regle-
mentieren. Es wurde vor kurzem ein V-Entwurf zur Begutachtung
ausgesendet, der insb Festlegungen von Grenzwerten für Luft-
schadstoffe, Mess- und Überwachungsbedingungen sowie Rege-
lungen zur Vermeidung diffuser Staubemissionen enthält. Die
Stellungnahmefrist ist bereits abgelaufen. Warum der Minister an-
gesichts der überschaubaren Anzahl eisen- und stahlverarbeiten-
der Betriebe das Regelungsinstrument der V wählt, um genuin an-
lagenrechtliche Aspekte zu regeln, bleibt vorerst unklar . . .1)

Haushaltsverpackungen
Eine weitere V des BMLFUW wurde bereits kundgemacht, näm-
lich jene zur Festlegung der Gesamterfassungsquoten von Haus-
haltsverpackungen (BGBl II 2015/275). Die V will für die Ver-
pflichteten gem § 13g Abs 1 AWG eine erweiterte Herstellerver-
antwortung für Haushaltsverpackungen sicherstellen, insb durch
die Festlegung von Gesamterfassungsquoten. Diese sollen für alle
Sammelkategorien in den nächsten Jahren stufenweise angegli-
chen werden. Die V tritt mit 1. 1. 2016 in Kraft.2)

Judikatur
VwGH 29. 9. 2015, 2012/05/0073
(„110 kV-Netzabstützung Villach“)
Aufhebung der bescheidmäßigen Feststellung, dass für das Projekt
„110 kV-Netzabstützung Villach“ keine UVP durchzuführen sei,
durch den VwGH: Indem die bel Beh das Projekt auf bestimmte
Rodungen eingeschränkt hat, vom Fehlen eines räumlichen Zu-
sammenhangs ausgegangen ist und infolgedessen Rodungen in
drei getrennt voneinander zu beurteilende Projekte aufgesplittet
hat, hat sie die Rechtslage verkannt. Die bel Beh hätte sowohl
bei der Frage, ob durch die vorgesehenen Rodungen der in Z 46
lit a des Anh 1 zum UVP-G vorgesehene Schwellenwert erreicht
wird, als auch im Rahmen der Einzelfallprüfung nach § 3 Abs 2
leg cit von einem Gesamtprojekt auszugehen gehabt. Die Ermitt-
lungen der bel Beh zum flächenmäßigen Ausmaß der Rodung
seien mangelhaft. Das weitere Vorbringen der Bf (Amtsparteien),
es widerspreche dem Unionsrecht, dass im vorliegenden Feststel-
lungsverfahren weder BI noch betroffene Nachbarn beteiligt wor-
den seien, wurde vom VwGH unter Verweis auf die nicht darge-
tane allfällige Wesentlichkeit des Verfahrensmangels bzw die be-
reits in jüngster Zeit dazu ergangene Rspr nicht näher behandelt.3)

Präklusion adieu (EuGH 15. 10. 2015, C-137/14, EK/D)
Der EuGH hat klargestellt, dass zeitliche Beschränkungen für die
Mitwirkung der „betroffenenÖffentlichkeit“ inGenehmigungsver-
fahren, die unter die UVP- und die Industrieemissions-RL fallen
(dh auch formelle Präklusionsregeln des AVG), nicht mit Unions-
recht vereinbar sind. Erfasst werden Nachbarn, UO und BI, nicht
jedoch die – dem Staat zuzurechnenden – LUA der Bundesländer.
Die „betroffene Öffentlichkeit“ hat daher ein umfassendes Recht
auf gerichtliche Nachprüfung von verwaltungsbeh Entscheidun-
gen. Ferner hat der EuGHklargestellt, dass dieMS in ihremVerfah-
rensrecht keine unüberwindbaren Hürden für die „betroffene Öf-

fentlichkeit“ vorsehen dürfen (zB in Bezug auf die Bescheinigungs-
last hinsichtlich der Relevanz von Verfahrensfehlern). Das in
Österreich praktizierte System, wonach ein Rechtsmittelwerber
nachweisen musste, dass der Verfahrensmangel eine Relevanz für
die ihm zukommenden Rechte hat, ist daher nicht länger haltbar.
Nun soll es offenbar den VwG obliegen, unabhängig vomVorbrin-
gen des Rechtsmittelwerbers zu überprüfen, ob ohne diesen Ver-
fahrensmangel eine andere Entscheidung ergangen wäre.4)

Anwendungsbereich der UH-RL und
Begriff des „Umweltschadens“
VwGH 24. 9. 2015, 2012/07/0134 hat kürzlich ein VorabE-Ersu-
chen an den EuGH gerichtet betreffend mehrere Fragen der Aus-
legung der RL 2004/35/EG (UH-RL). Der Inhaber einer Fischerei-
berechtigung behauptet, durch erhebliche Umweltbeeinträchti-
gungen einer (wasserrechtlich bewilligten) Wasserkraftanlage in
seinen Rechten verletzt zu sein. Der VwGH möchte vom EuGH
wissen, ob die UH-RL anwendbar ist und ob der Bf als Fischerei-
berechtigter eine Umweltbeschwerde erheben konnte. Das
B-UHG sieht vor, dass ein „Umweltschaden“ (als notwendige Vo-
raussetzung für eine erfolgreiche Umweltbeschwerde) nicht vor-
liegt, wenn er durch eine wasserrechtliche Bewilligung gedeckt
ist. Da die vom Bf behaupteten Beeinträchtigungen auf eine bewil-
ligte Wasserkraftanlage zurückgehen, betrifft das VorabE-Ersu-
chen außerdem die Frage, ob diese Ausnahme vom Begriff des
„Umweltschadens“ mit der UH-RL vereinbar ist.5)

Sonstiges
Bericht über den Vollzug des UVP-G 2002
Der BMLFUW hat in der aktuellen Berichtsperiode auch infor-
miert: Mit Bericht (III-208 dB 25. GP NR) wurde dem Parlament
über den Vollzug des UVP-G berichtet. Interessant dabei ist, dass
sich eindeutige Schwerpunkte festmachen lassen: So wurden im
Berichtszeitraum 40% sämtlicher UVP-Feststellungsverfahren bei
Infrastrukturprojekten durchgeführt, wohingegen Energie- und/
oder Wasserwirtschaft jeweils nur auf rund 10/13% kommen.
Der geringste Anteil an den Feststellungsverfahren entfällt auf
die Abfallwirtschaft.

Ganz anders bei den UVP-Genehmigungsverfahren: Hier ste-
hen die Energiewirtschaft und Infrastrukturvorhaben im Vorder-
grund (jeweils rund ein Viertel aller Vorhaben). Hinsichtlich der
Verfahrensdauer lassen sich positive Aspekte gegenüber der Ver-
gangenheit ableiten, die Verfahren werden zügiger geführt.6)

Umweltrechtsblog.at
PD Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Peter
Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen
Webblog, der Entwicklungen und Erkenntnisse
tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zukom-
men lässt.
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